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Bemerkungen zu dem Geſetze über das Rechts- 
mittelverfahren vor den palitiſchen Behörden. 


Von Alois Lasclac, k. k. Statthalterei-Secretär. 


(Schluß.) 


1 Die meiſten Schwierigkeiten dürften der Praxis aus der Be— 
ſtimmung des §3 des Recursgeſetzes erwachſen. 
Dieſer Paragraph lautet: 
„die im 81 benannten politiſchen Behörden haben in ihren Ent⸗ 
ſcheidungen und Verfügungen ausdrücklich bekannt zu geben, ob dieſe noch 
einem weiteren Rechtszuge unterliegen, und im bejahenden Falle die Recursfriſt 
und die Behörde, bei welcher der Recurs einzubringen iſt, ausdrücklich anzugeben. 
. Wird im alle einer unrichtigen Friſtbeſtimmung in der Entſcheidung oder 
Verfügung der giecurs wohl innerhalb der angegebenen Friſt, aber erſt nach Ab: 
lauf der richtigen geſetzlichen Friſt eingebracht, ſo iſt die angefochtene Ent⸗ 
ſcheidung oder Verfügung wegen mangelhafter Friſtbelehrung aufzuheben und 
die Hinausgabe einer mit der richtigen Belehrung verſehenen, dem neuerlichen 


Rechts nge unterliegenden Entſcheidung oder Verfügung anzuordnen. 

f Dieſe letztere Beſtimmung hat für den Fall unrichtiger Angaben über 

die Behörde, bei welcher der Recurs zu überreichen ift oder darüber, ob die 

Entſcheidung oder Verfügung noch einem Rechtszuge unterliegt, ſinngemäße 

Anwendung zu finden. 

. Im Falle der Außerachtlaſſung der im Abſatze! verfügten Vorſchrift 

ſteht den Parteien zur Behebung dieſes Mangels ein abgeſonderter Recurs frei.“ 

Durch die Vorſchriften der Abſätze 2, 3 und 4 dieſes Paragraphen 

wird es ermöglicht, daß das Ende des Verfahrens von den Parteien 
nach Gutdünken hinausgeſchoben werde, indem infolge der Unterlaſſung 
der Rechtsbelehrung über den Rechtszug, die Recursfriſt und die Ueber— 
reichungsſtelle, ſowie einer in der Rechtsbelehrung unterlaufenen Unrichtigkeit 
von der Partei die Behebung der Entſcheidung und die Hinausgabe 
eines neuen, die Erneuerung des Laufes der Recursfriſt verfügenden 
Beſcheides, welcher wieder der Anfechtbarkeit, und zwar nicht blos in 
Bezug auf das Meritum der Entſcheidung, ſondern auch auf die Rechts— 
mittelbelehrung unterliegt, begehrt werden kann. Aber ſelbſt wenn die 
Partei es nicht verlangt, wird dieſe gewiß umſtändliche Procedur auch 
von amtswegen durchgeführt werden müſſen, was aus der Faſſung des 
Abſatzes 2 deutlich hervorgeht, eine Beſtimmung, deren Zweckmäßigkeit 
in der Praxis vielfach nicht ganz einleuchten dürfte. 


Aus der Anordnung des Abſatzes 2 entiteht auch die Frage, ob 
der hinauszugebende neuerliche Beſcheid von der behobenen Entſcheidung 
nur bezüglich der Berichtigung der Recursbelehrung differiren oder die— 
ſelbe auch Modificationen in meritoriſcher Richtung enthalten dürfe. 
Ohne Zweifel iſt die Abſicht des Geſetzgebers lediglich auf die Berichtigung 
der unrichtigen Rechtsbelehrung gerichtet, da nicht anzunehmen iſt, daß 
hier mit der Auferlegung der Verpflichtung zur Berichtigung der Rechts⸗ 
belehrung auch ſtillſchweigend die Befugniß zur Vornahme von meritoriſchen 
Abänderungen verbunden werden wollte. Gleichwohl wird bei dem Umſtande, 
als eine vollſtändige Behebung der zu corrigirenden Entſcheidung platz— 
greift, die Zuläfſigkeit der Vornahme von Abänderungen und Ergänzungen 
an dem übrigen Inhalte derſelben zugeſtanden werden müſſen. Auch 
dieſe Möglichkeit wird der für die politiſche Verwaltung ſo wichtigen 
Raſchheit des Verſahrens wohl wenig dienen. 

Nach der Vorſchrift des 3. Abſatzes des § 3 des Geſetzes hat die 
Behebung der Entſcheidung und die Hinausgabe eines neuen Beſcheides 
auch dann ſtattzufinden, wenn darin nicht die richtige Recursüberreichungs— 
ſtelle angegeben oder eine unrichtige Rechtsbelehrung über den weiteren 
Rechtszug ertheilt wird. Dies kann ſelbſtredend auch von amtswegen 
verfügt werden. Hier drängt ſich zumeiſt die Frage auf, ob dieſe 
Procedur auch dann einzutreten habe, wenn die Beſchwerde ungeachtet 
der unrichtigen Nechtsbelehrung über die Ueberreichungsſtelle, doch an 
die zuſtändige Behörde geleitet wird, ſowie wenn dieſelbe ungeachtet der 
unrichtigen Rechtsbelehrung, daß ein weiterer Rechtszug nicht ſtatthaft 
ſei, doch überreicht wird? 

In den „Bemerkungen zu dem Eutwurfe eines neuen Geſetzes, 
betreffend die Rechtsmittel im Verfahren vor den politiſchen Behörden“ 
(ſ. „Juriſtiſche Blätter“, Nr. 16 ex 1896) führt Dr. Tezner aus, daß 
die Oberbehörde in beiden Fällen die erſte Erledigung vorerſt zu ver— 
nichten und die Hinausgabe einer neuen Erledigung durch die Unter— 
behörde ſelbſt dann zu veranlaſſen hätte, wenn ihr nur eine einzige 
Partei gegenüberſtände. 

Dieſer Anſicht vermöchte ich nicht beizupflichten. Nach der Vor 
ſchrift des Abſatzes 2 iſt nämlich die eine mangelhafte Friſtbelehrung 
enthaltende Entſcheidung nur in dem Falle aufzuheben, wenn der Recurs 
(in merito) innerhalb der angegebenen (falſchen) Friſt, aber erſt nach 
Verlauf der richtigen geſetzlichen Friſt eingebracht wurde. Für den 
möglichen Fall, als die Beſchwerde innerhalb der richtigen geſetzlichen 
Friſt ungeachtet der falſchen Recursfriſtbelehrung eingebracht wird, iſt 
im Abſatze 2 eine restitutio in integrum nicht vorgeſchrieben. Der 
Beſtimmung des Abſatzes 2 iſt alſo einzig und allein der Sinn beizu— 
meſſen, daß die Aufhebung der eine falſche Rechtsbelehrung enthaltenden 
Entſcheidung nur in dem Falle platzzugreifen habe, wenn die bezügliche 
Beſchwerde (in merito) außerhalb der richtigen geſetzlichen Recursfriſt 
eingebracht wurde. Nun ordnet der ſich daran unmittelbar anſchließende 
Abſatz 3 an: daß „dieſe letztere Beſtimmung“ — nämlich die blos 
auf den beſtimmten Fall der nicht im Sinne des Geſetzes 
eingebrachten Beſchwerde ſich beſchränkende Beſtimmung — 
„ſinngemäße Anwendung zu finden habe auch für den Fall unrichtiger 
| Angaben über die Ueberreichungsſtelle, ſowie über den Rechtszug“. Sit 


alfo die Beſchwerde trotz der unrichtigen Rechtsbelehrung bei der im 
Geſetze bezeichneten Annahmeſtelle, bezw. unter Beobachtung der im Geſetze 
enthaltenen Vorſchrift über den Rechtszug überreicht worden, ſo hat 
meiner Anficht nach die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand nicht 
einzutreten. Wird beiſpielsweiſe der Miniſterialrecurs ungeachtet der 
unrichtigen Rech tsbelehrung, daß derſelbe bei der Landesbehörde einzu— 
bringen ſei, doch bei der Bezirksbehörde und dadurch richtig eingebracht, 
ſo wird in dieſem Falle das Miniſterium nicht vorerſt die angefochtene 
Entſcheidung aus dem formellen Grunde der unrichtigen Rechtsbelehrung 
beheben und die Hinausgabe einer neuen correcten Enticheidung verfügen, 
ſondern vielmehr ſofort in das Meritum der Entſcheidung eingehen. 
Das Gleiche gilt, wenn ungeachtet der falſchen Belehrung, daß der 
Recurs an das Miniſterium unſtatthaft ſei, derſelbe doch eingebracht wurde. 

Dies vorausgeſchickt, hätten wir nunmehr folgende Fälle ins Auge 
zu faſſen, auf welche die Beſtimmung des Abſatzes 3 Anwendung zu 
finden hat: 

1. Bei unrichtiger Rechtsbelehrung wird der Recurs bei der 
unrichtigen Anuahmeſtelle überreicht; 

2. bei unrichtiger Rechtsbelehrung, daß ein weiterer Rechtszug 
unſtatthaft ſei, wird die Beſchwerde nicht eingebracht. 

In beiden Fällen hat die Behebung der angefochtenen Entſcheidung 
und die Hinauegabe einer neuen correcten Erledigung einzutreten. 

Was den unter I angeführten Fall anbetrifft, fo wäre im Intereſſe 
der Parteien eine Anordnung geweſen, daß die Behörde, bei welcher 
eine Beſchwerde infolge falſcher Rechtsbelehrung eingelangt iſt, die Be- 
ſchwerde unverzüglich an die richtige Ueberreichungsſtelle leite, welch 
letztere die Beſchwerde unter gleichzeitiger Verſtändigung der Parteien 
an die Berufungsinſtanz zum Eingehen in das Meritum zu befördern 
hätte. Dieſer Vorgang würde mit Rückſicht auf die damit verbundene 
Erſparniß an Zeit und Koſten für die recurrirenden Parteien, ſowie im 
Hinblicke darauf, daß auch den nicht recurrirenden Gegenparteien daran 
gelegen fein muß, daß die Austragung des Streites beſchleunigt werde, 
zum Nutzen gereichen. Dagegen erſcheint die Vorſchrift des Abſatzes 3, 
hinſichtlich des sub 2 erwähnten Falles gerechtfertigt. Die rechts⸗ 
unkundige Partei hat ſich nämlich auf die falſche Belehrung der Unzu— 
läſſigkeit der Anfechtung der Entſcheidung verlaſſen und den Beſchwerde— 
weg nicht betreten. Da die Partei vor jedwedem Nachtheil, welcher ihr 
aus der unrichtigen Rechtsbelehrung erwachſen könnte, in der Weiſe 
geſchützt werden muß, daß ihr ermöglicht werde, binnen einer zu 
bemeſſenden längeren Friſt den verſäumten Rechtsweg nachträglich zu 
betreten, jo hätte die Vorſchrift des Abſatzes 3 ſomit mit Rückſicht auf 
dieſen zweiten Fall eher dahin zu lauten, daß bei Ertheilung der unrichtigen 
Belehrung über die Unzuläſſigkeit eines weiteren Rechtszuges, bezw. beim 
gänzlichen Mangel einer Rechtsbelehrung die mangelhafte Entſcheidung 
erſt zwei oder drei Monate nach Verlauf der normalen Recursfriſt in 
Rechtskraft erwachſen könne. Ohne dieſe Ergänzung erweist ſich die 
Beſtimmung des Abſatzes 3 für rechtsunkundige Parteien nicht von dem 
erwarteten Werthe. 

Wir gelangen nun zur Erörterung der Beſtimmung in Abſatz 4 
des § 1 des Recursgeſetzes. Dr. Tezner und, wie aus einzelnen ſeit 
der Wirkſamkeit des Gefetzes erfloſſenen verwaltungsbehördlichen Ent- 
ſcheidungen zu entnehmen iſt, auch die Verwaltungsbehörden nehmen 

— entgegen der hier vertretenen abweichenden Anſchauung — an, daß 
§ 3 des Geſetzes die Sanirung des Mangels einer Rechtsbelehrung 
oder einer falfchen Rechtsbelehrung nur auf Parteieubeſchwerde zulaſſe. 
Mit Bezug darauf wäre hier noch hervorzuheben, daß in den Abſätzen 2 
und 3, welche zwar von der restitutio in integrum handeln, jedoch 
von einer dieſelbe anſtrebenden Parteienbeſchwerde keine Erwähnung 
machen, lediglich von einer Beſchwerde in merito die Rede iſt, ſo daß 
eine eventuelle Behebung der Entſcheidung und die Hinausgabe einer 
neuen die richtige Rechtsbelehrung enthaltenden Erledigung wohl nur 
als eine vou amtswegen erfolgte Verfügung angeſehen werden muß. 
Der eigentliche Zweck des Abſatzes 4 liegt ja nicht in der Schaffung 
eines auf die gedachte Wiedereinſetzung in den vorigen Stand hinzielenden 
Recursrechtes der Parteien überhaupt, ſondern in der Feſtſetzung der 
Berechtigung der Parteien, zur Erwirkung der Wiedereinſetzung in den 
vorigen Stand einen beſonderen Recurs überreichen zu durfen. 

Die Anſicht, daß der im Abſatze 4 erwähnte abgeſonderte Recurs 
den Parteien nur dann freiſtehe, wenn die Vorſchrift des erſten Abſatzes 
gänzlich außeracht gelaſſen worden ſei, ſtünde mit dem Zwecke des 
Geſetzes im Widerſpruche und würde deſſen Wirkung in Frage ſtellen, 
da es wohl einleuchtend iſt, daß unter Umſtänden die Ertheilung einer 
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unrichtigen Belehrung ebenfo nachtheilig wirken kann wie der gänzliche 
Mangel einer ſolchen. 

Zu 8 4 des Geſetzes übergehend, führen wir zunächſt deſſen 
Wortlaut an: 

„Durch das gegenwärtige Geſetz werden alle Anordnungen, welche ſich 
auf Gegenſtande dieſes Geſetzes beziehen und mit demſelben nicht im Einklange 
ſtehen, insbeſondere die Beſtimmungen des Abſatzes 3 der Verordnung des 
Miniſteriums des Innern vom 27. October 1859, R. G. Bl. Nr. 196, außer 
Kraft geſetzt.“ 

Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß durch das vorliegende Geſetz von den 
geltenden Anordnungen nur die bezüglichen reichsgeſetzlichen, nicht aber 
auch die landesgeſetzlichen Normen betroffen ſind, bezw. ergänzt oder 
abgeändert werden können, ſo daß ſie durch das Rechtsmittelverfahren 
vor den politiſchen Behörden in allen dieſen landesgeſetzlichen Angelegen— 
heiten nicht berührt erſcheint und daß hier angeſichts der ſpecialgeſetzlichen 
Recursbeſtimmungen die bisherigen Normen und die bisherige Uebung 
im Rechtsmittelverfahren aufrecht bleiben. Dies gilt beiſpielsweiſe in 
Bezug auf die nach den Landes-Wahlgeſetzen vorgeſehenen behördlichen 
Entſcheidungen in Gemeindewahlangelegenheiten, wie in den behördlicher 
Cognition unterliegenden Acten und Theilen der Landtagswahlen. 

Die Einwendung, daß ſchon aus dem Grunde keinem Anſtande 
unterliegen könne, die Beſtimmungen des Recursgeſetzes auch für das 
Verfahren vor den politiſchen Behörden in Gemeinde- und Landtags 
wahlaugelegenheiten, ſowie in anderen durch die Landesgeſetzgebung 
geregelten Gegenſtänden zur Anwendung zu bringen, weil ja dieſelben 
nur proceſſuale Vorgänge vor den politiſchen Behörden und keine 
materiellrechtlichen Normen beträfen und die Regelung des Verfahrens 
vor den politiſchen Behörden ſogar im Wege der Verordnung ſtatt— 
finden könne, iſt nicht haltbar; denn bekanntermaßen kommen in vielen 
Landesgeſetzen auch formal proceßrechtliche Normen vor, die wohl nur 
durch die Landesgeſetzgebung ergänzt oder abgeändert werden können, 
beſonders da es bei dem engen Zuſammenhange der landesgeſetzlichen 
ſormellen und materiellen Normen vielfach überaus ſchwierig ſein dürfte, 
die Scharfe Grenze der competenzmäßigen Regelung landesrechtlicher 
Angelegenheiten durch die allein zuſtändige Landesgeſetzgebung einzuhalten. 

Durch die Beſtimmungen des Recursgeſetzes können ferner jene 
gefetzlichen Vorſchriften nicht tangirt werden, deren Außerkraftſetzung, 
Abänderung oder Ergänzung im Sinne des Recursgeſetzes den beſonderen 
Anordnungen und Zwecken, wie der ſpeciellen Abſicht der ſie enthaltenden 
Geſetze widerſprechen und die Ausführbarkeit der letz eren in Frage ſtellen 
würde. So wird wohl nicht behauptet werden können, daß die Vorſchrift 
des § 7 des Geſetzes vom 27. Juli 1871, R. G. Bl. Nr. 88, wonach 
Recurſe gegen die Abſchiebungserkentuiſſe ſo fort einzubringen ſind, 
infolge der Beſtimmungen des Necursgeſetzes eine Aenderung erfahren 
habe. Die Anordnung, daß derartige Recurſe ſofort, d. i. bei der 
Kundmachung einzubringen ſind, ſchließt ſowohl die Geltendmachung 
eines Poſtauſgabstages als Einbringungstages zu Gunſten des Recurrenten, 
als auch das Begehren aus, daß die Friſt, falls der letzte Tag auf 
einen Sonntag oder Feiertag ſällt, erſt mit dem nächſten Werktage zu 
enden habe Ebenſo würde dem Zwecke des § 7 des citirten Geſetzes die 
Anwendung der Beſtimmungen des §3 des Recursgeſetzes rückſichtlich der 
Behebung des Abſchiebungserkenntniſſes bei einer falſchen Belehrung 
über die Recursfriſt ꝛc. und der Hinausgabe eines neuen, einem weiteren 
Inſtanzenzuge unterworfenen Erkenntniſſes, ſowie rückſichtlich der Ein— 
bringung eines abgeſonderten Recurſes im Falle des gänzlichen Mangels 
einer Recursbelehrung nicht entſprechen, indem die Abſicht des Geſetzes 
dahin geht, Landſtreicher, Sträflinge, Zwänglinge und ſonſtige Perſonen, 
mit deren Anweſenheit in einem Orte eine Gefahr fiir die Sicherheit 
der Perſon und des Eigenthums verbunden iſt, ohne allen Verzug aus 
deinjelben zu entfernen. Würde bei der Behebung des Abſchiebungs— 
erkenntniſſes die Hinausgabe eines neuen, einem weiteren Inſtanzenzuge 
unterworfenen Erkenntniſſes, ſowie die Einbringung eines abgeſonderten 
Recurſes im Falle des gänzlichen Mangels einer Recursbelehrung, ſomit 
die Hinausſchiebung der Kundmachung eines endgiltigen Erkenntniſſes 
auch auf Monate hinaus zuläſſig ſein, ſo hätte die Anordnung des 
Geſetzes „auf ſofortige Einbringung des Recurſes“ ihren ganzen Werth, 
ihre eigentliche Wirkung eingebüßt. 

Dies liegt zweifellos auch nicht in der Abſicht des Recursgeſetzes. 

Ebenſo klar iſt es, daß die Wirkung der Beſtimmung des citirten 
§ 7 leg. cit., wonach Recurſe gegen Abſchaffungserkenntniſſe binnen 
3 Tagen nach der Kundmachung einzubringen find, gänzlich illuſoriſch 
gemacht werden würde, wollte man die fraglichen Vorſchriften des 
Recursgeſetzes auch auf dieſe Recursbeſtimmungen in Anwendung bringen. 


In gleicher Weife bleiben durch die Vorſchriften dieſes Necurs- 

geſetzes die in der Reichsrathswahlordnuung — insbeſondere deren $ 26 — 
enthaltenen beſonderen Recursbeſtimmungen ganz unberührt, wie dies 
in dieſer Zeitſchrift (Nr. 25 ex 1897, S. 147) von Dr. Karminski 
in ſeinen exegetiſchen Studien zur Reichsrathswahlordnung eingehend 
dargelegt erſcheint, welcher die ſchwerwiegenden Bedenken gegen die 
etwaige Anwendung der allgemeinen Beſtimmungen des Adminiſtrativ⸗ 
verfahrens auf die Recursbeſtimmungen der Reichsrathswahlordnung 
Zu deren etwaiger Ergänzung) hervorhebt und ſpeciell rückſichtlich des 
Necursgeſetzes vom 12. Mai 1896, R. G. Bl. Nr. 101, nachweist, daß 
es mit Bezug auf das Rechtsmittelverfahren nach der Reichsrathswahl— 
ordnung und insbeſondere deſſen § 26 keinesfalls gelten könne. 
Der gleiche ſtringente Nachweis, daß das Recursgeſetz auf die 
Recursbeſtimmungen der Reicherathswahlordnung abſolut feine Anwendung 
finden könne, ergibt ſich auch aus den 8s 21, 22 und 25 derſelben, 
deren peremptoriſche Friſtbeſtimmungen eine ſolche Anwendung einfach 
unmöglich machen. Außerdem iſt ja nach § 1 des Reenrsgeſetzes die 
Nichtanwendung ſeiner Beſtimmungen in allen Fällen, für welche 
beſondere Recursfriſten vorgezeichnet ſind, beſtimmt vorgeſehen und 
beſteht dieſe geſetzliche Ausnahme finngemäß zweifellos auch mit Bezug 
auf die Anordnungen des § 3 des Recursgeſetzes. 

Die im Recursgeſetze beſtimmten Recursfriſten ſind unüberſchreitbar, 
da die im Wege des Geſetzes feſtgeſetzten Friſten durch Verfügung 
der Behörden nicht verlängert werden dürfen. 

Der Verwaltungsausſchuß des Abgeordnetenhauſes hat den als 
Minoritätsantrag eingebrachten Antrag des Abgeordneten Dr. Victor 
Fuchs, wonach „aus berückſichtigungswürdigen Gründen die politiſche 
Behörde eine Friſterweiterung zur Ausführung rechtzeitig angemeldeter 
Recurſe ertheilen kann“, abgelehnt und dieſe Ablehnung unter anderem 
auch damit begründet, „daß durch die im Minoritätsvotum beantragte 
Beſtimmung gewiß der etwaigen auf Verſchleppung des Verfahrens 
gerichteten Abſicht der ſachfälligen Partei, ihrem Muthwillen, der Chicaue 
nur Thür und Thor geöffnet, mit dem Anbringen der Friſtverlängerungs⸗ 
begehren der größte Mißbrauch getrieben und die Rechte der anderen 
Partei, ja oft das öffentliche Intereſſe dadurch ſchwer geſchädigt werden“. 

Nach dem hier vertretenen Standpunkte vermiſſen wir nur die 
conſequente Beachtung dieſer gewiß zutreffenden Erwägungen bei der 
Formulirung des § 3, welche unſeres Erachtens der Möglichkeit zweck— 
widriger Verſchleppung des Verfahrens von den Adminiſtrativbehörden 
nicht hinreichend Riegel vorſchiebt. 


Mlittheilungen aus der Praris. 
Wider Fiaker⸗ und Einſpännerkutſcher, welche den Perſonentrausport 
nur im Dienfte des Gewerbeinhabers (S 15, 3. 4 der Gew. D.) be⸗ 
ſorgen, läßt ſich der im Schlußſatze des § 478 St. G. angedrohte 
Gewerbsverluſt nicht verhängen. 

Der Caſſationshof hat mit Plenarentſcheidung vom 21. Decem- 
ber 1897, Z. 15.179, in Gemäßheit der §s 33 und 292 St. P. O. 
zu Recht erkannt: 

Durch die Urtheile des ſtädtiſchen delegirten Bezirksgerichtes 
Favoriten in Wien vom 17. December 1896, Z. 9902, womit der 
Einſpännerkutſcher Johann R., und vom 30. März 1897, Z. 8130, 
womit der Fiakerkutſcher Johann L. der Uebertretung nach $ 478 St. G. 
ſchuldig erkannt und zur Strafe des Gewerbeverluſtes, ſowie zum Straf— 
koſtenerſatze verurtheilt worden ſind, wurde das Geſetz, und zwar in 
Anſehung des § 478 St. G. verletzt. Dieſe Urtheile werden als nichtig 
aufgehoben und beide Angeklagte nach § 259, Abſatz 3 St. P. O. von 
der Anklage freigeſprochen. 

Gründe: Mit dem Contumazurtheile des ſtädtiſch⸗delegirten 
Bezirksgerichtes Favoriten in Wien vom 17. December 1896, Z. 9902, 
wurde der Einſpännerkutſcher Johann R. wegen Taxüberſchreitung im 
mehrmaligen Rückfall der Uebertretung nach § 478 St. G. ſchuldig er— 
kannt und mit dem Gewerbeverluſte beſtraft; ebenſo mit dem Contu- 
mazurtheile desſelben Bezirksgerichtes vom 30. März 1897, Z. 8130, 
der Fiakerkutſcher Johann L. Beide Urtheile blieben unangefochten und 
wunden rechtskräftig. Sie entſprechen jedoch nicht dem Geſetze. Indem 
dieſes ($ 478 St. G.) die Ueberſchreitung der Taxordnungen zunächſt 
der Beſtrafung „nach den dafür gegebenen beſonderen Vorſchriften“ 
überläßt und erſt die dritte Ueberſchreitung als Uebertretung des Etraf- 
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Beſtimmung nur auf Perſonen anwendbar, welchen die Eigenſchaft von 
Ge werbsinhabern zukommt. Als ſolche erſcheinen aber auf dem Gebiete 
des Fiaker⸗ und Einſpännergewerbes in Wien lediglich die nach § 15, 
3. 4 der Gewerbeordnung conceffionivten Gewerbeberechtigten, während 
der bedienſtete Kutſcher lediglich gewerblicher Hilfsarbeiter im Sinne 
des § 73, Al. 1 Gew. O. iſt. Die angeführten Urtheile ſprechen 
alſo den Verurtheilten eine Berechtigung ab, die ihnen gar nicht zu— 
ſteht, und erweiſen fich dadurch als unvollziehbar. 

Ein Analogon zu dem gegen den Inhaber des Lohnfuhrgewerbes 
zuläffigen Ausſpruch auf Gewerbeverluſt und zugleich ein wirkſames 
Repreſſivmittel gegen unzuverläſſige Bedienſtete bildet die im § 41 der 
Betriebsordnung für Wiener Zweiſpänner (Fiaker) und Einſpänner⸗ 
Lohnfuhrwerke (L. G. Bl. Nr. 53 ex 1891) gegen bedienſtete Kutſcher 
vorgeſehene Entziehung der Fahrbolette (Legitimationskarte), welche aber 
nicht in die Competenz der Gerichte, ſondern in jene der Polizeibehörde 
fällt (S 39 Betr.⸗Ordnung). 

Die Frage, ob der Gewerbeinhaber, der ſein Fuhrwerk ſelbſt 
lenkt, und ob der Gewerbeinhaber für Taxüberſchreitungen durch Be— 
dienſtete im Sinne des § 478 St. G. hafte, ſofern er im letzteren Falle 
an der Taxüberſchreitung betheiligt iſt, bildet keinen Gegenſtand der 
Erörterung im vorliegenden Falle, in welchem die Strafverfolgung auf 
Bedienſtete beſchränkt blieb. 

Die von der Generalprocuratur auf Grund der Beſtimmung des 
§ 33 St. P. O. erhobene Nichtigkeitsbeſchwerde zur Wahrung des Ge⸗ 
ſetzes iſt demnach eine begründete, weshalb derſelben gemäß § 292 
St. P. O. Folge zu geben und, wie oben angeſührt, zu erkennen war. 

(B. z. V.⸗Bl. d. J. M.) 


i ber atur. 

Die Jurisdictionsnorm und ihr Einführungsgeſetz. Ein Com⸗ 
mentar von Dr. Heinrich Horten. Erſte Hälfte. Wien 1898, Manz'ſche Hof 
Verlags⸗ und Univerſitäts⸗Buchhandlung. 

Dr. Heinrich Horten nennt ſein Werk über die neue Jurisdictionsnorm 
allerdings einen Commentar, aber mit Rückſicht auf deu außerordentlich reichen 
und geradezu erſchöpfenden Inhalt, mit Rückſicht auf die aus allen einſchlägigen 
Gebieten des Rechtslebens zur Beſprechung gezogenen Fragen und den hiedurch 
bedingten Umfang des Werkes könnte man es als ein in Anlehnung an die 


Eintheilung des Geſetzestertes geſchaffenes, ausführliches Syſtem über die Lehre 


der Zuſtändigkeit von Rechtssachen bezeichnen. Der Verfaſſer bringt in der Regel 
einen oder einige zuſammenhängende Paragraphen des Geſetzestextes zum Abdruck 
und knüpft eine Abhandlung über die betreffende Rechtsfrage daran. Durch eine 
an den Beginn jeder derartigen Beſprechung geſetzte Angabe der bezüglichen 
Erſcheinungen der Literatur vermeidet der Verſaſſer die für den Leſer ſo unan⸗ 
genehmen Fußuoten, von welchen Spencer in der Vorrede zu ſeiner Sociologie 
ſo treffend ſagt: „Wenn wir ſie leſen, ſo ſtören ſie den Zuſammenhang, und 
wenn wir ſie nicht leſen, ſtören ſie ſchon dadurch, daß ſie da ſind.“ 

Einzelne von dieſen Abhandlungen nehmen den Charakter von kurzen 
Monographien über die in dem Geſetzesterte normirte Rechtsfrage an, und find 
in dieſer Richtung insbeſondere hervorzuheben die Abhandlung über die ebenſo 
ſchwierige als wichtige Frage der Derogirung des alten Rechtes durch das neue 
Geſetz (Art. J bis VIII des Einführungsgeſetzes), die außerordentlich vielſeitigen 
und überſichtlichen Abhandlungen über die Begriffe: „Gerichtsbarkeit und Rechts⸗ 
ſache“ und deren Functionen ($1 und 32 J. N.), über die Stellung und den 
Wirkungskreis des beauftragten und erſuchten Richters (§S34— 36 J. N.), ſowie 
die an verſchiedenen Stellen vorkommenden Beſprechungen des Verhältniſſes der 
Gerichte zu den Adminiſtrativbehörden und die gruͤndliche und vielfeitige Behandlung 
der Zuſtändigkeitsſtreitigkeiten zwiſchen dieſen Behörden. Die viel umſtrittene Be⸗ 
ſtimmung des 8 42, Al. 3 J. N., welche fait wörtlich im § 7, Al. 2 C. P. O. wieder⸗ 
kehrt, unterzieht der Verfaſſer einer intereſſanten Beſprechung (Seite 206, lit. b). 
Ob aber die von ihm entwickelte Anſicht über den im § 42 J. N. vorkommenden 
Ausdruck „noch bindende Entfcheidung” zutreffend iſt, ob eine Entſcheidung wirklich 
nur ſo lange „noch bindend iſt“, als ſie noch nicht rechtskräftig iſt, das ſcheint 
doch zweifelhaft und findet dieſe Auslegung weder in der Jurisdictionsnorm, noch 
in der Civilproceßordnung einen Anhaltspunkt. Dadurch, daß der Verfaſſer in 
ſeinen weiteren Ausführungen die Beſtimmung des § 42, Al. 3 nur in ein und 
derſelben Rechtsfache für bindend erklärt, bringt er diefe Stelle der Jurisdictions 
norm in Einklang mit dem oft citivten 8 12 a. b. G. B., der gewiſſermaßen den 
Charakter eines Staatsgrundgeſetzes über die richterliche Gewalt trägt. In der 
Praxis dürfte übrigens das Alinea 3 des § 42 J. N. nur in äußerſt feltenen Fällen 


geſetzes erklärt und mit dem Gewerbeverluſte bedroht, erſcheint die letztere zur Anwendung kommen, doch wäre es immerhin ſehr intereſſant, die Anwendung 


der citirten Geſetzesſtelle auf die einzelnen praktiſchen Rechtsfälle einer Be⸗ 
ſprechung zu unterziehen. 

Bei dem innigen Zuſammenhange, in welchem alle neuen Civilproceß⸗ 
geſetze ſtehen, erſcheint es nothwendig und für das Verſtändniß der Jurisdictions⸗ 
norm außerordentlich förderlich, daß der Verfaſſer in ausgedehntem Maße die 
einſchlägigen Normen der Civilproceß-, Executions⸗ und Geſchäftsordnung, ſowie 
des Gerichtsorganiſationsgeſetzes anſührt und erörtert; ebeufo muß es als ein 
Vorzug ſeines Werkes erſcheinen, daß es mit der vom Juſtizminiſterium heraus⸗ 
gegebenen Fragenbeantwortung im Einklange ſteht, und kann dieſer Umſtand 
gewiß als ein Beweis dafür gelten, daß die Ausführungen Horten's dem Sinne 
und Geiſte des Geſetzes entſprechen. Es iſt demnach wohl nur eine beſcheidene 
Anerkennung von Horten's Commentar zur Jurisdictionsnorm, wenn man den⸗ 
ſelben als ein für das tiefere Studium unentbehrliches und für die Praxis in 
ausgezeichnetſtem Maße geeignetes Werk bezeichnet. 

Dr. Löbell. 


Die Sparcaſſen und die Erwerbs⸗ und Wirthſchaftsgenoſſen⸗ 
ſchaften in Steiermark im Jahre 1896. Bearbeitet im ſtatiſtiſchen 
Landesamte von Steiermark, Graz. In Commiſſiou bei Leuſchner & Lubensky, 
Univerſitätsbuchhandlung, 1898. IV. Heft der vom ſtatiſtiſchen Landesamt des 
Herzogthums Steiermark herausgegebenen ſtatiſtiſchen Mittheilungen über 
Steiermark. 145 S. u. XXVI Tabellen. 

Die mit dem Landesgeſetze vom 15. September 1896 eingeführte Be⸗ 
ſteuerung der Sparcaſſen zu Gunſten der reformirten Armenpflege hat das 
ſtatiſtiſche Landesamt von Steiermark veraulaßt, auch die Bearbeitung der 
Sparcaſſenergebniſſe in Angriff zu nehmen. Nachdem ſchon das 2. und 3. Heft 
der ſtatiſtiſchen Mittheilungen eine Statiſtik der Sparcaſſen für die Jahre 1894 
und 1895 gebracht hatten, erſcheint dieſelbe nunmehr in der vorliegenden Publi— 
cation im weſentlichen in derſelben Weiſe für das Jahr 1896 fortgeführt. Die 
Veröffentlichung gibt in zweifacher Richtung zu allgemeinen Bemerkungen 
Anlaß: Zunächſt geht aus den einleitenden Ausführungen über die jtati: 
ſtiſchen Grundlagen der Arbeit deutlich hervor, wie wenig bisher eigentlich von 
Seiten der ſtaatlichen Oberaufſicht für die Anbahnung einer gleichmäßigen und 
erſchöpfenden Berichterſtattung, ſowie für die Herſtellung einer einheitlichen Buch⸗ 
haltung unſerer Sparcaſſen geſchehen iſt. Da dieſelben bisher ohne ſachkundige Beauf⸗ 
ſichtigung geblieben ſind, ſo darf es uns auch nicht wundern, wenn wir in einer 
„kurzen“ Skizze eine lange Serie von buchhalteriſchen Sonderbarkeiten, Mängeln 
und empfindliche Lücken in der Berichterſtattung verzeichnet finden. Alle dieſe 
Dinge konnten natürlich inſolange mit der öſterreichiſchen Gemüthlichkeit be⸗ 
handelt werden, als die Sparcaſſen als Wohlthätigkeitsinſtitute galten. Die 
Sachlage ändert ſich aber ſehr gründlich in dem Augenblicke, als die neue 
Steuergeſetzgebung dieſe alte Vorſtellung gründlich zerſtört hat. Nunmehr ſind 
felbſtverſtändlich alle die gerügten Ungleichmäßigkeiten, Lücken und ſonſtigen 
Mängel nicht mehr gleichgiltig, weder für die Sparcaſſen ſelbſt, noch auch für 
ihre Theilnehmer oder für die Staatsverwaltung. Es iſt ein großes Verdienſt 
der vorliegenden Publication, dieſen wunden Punkt in energiſcher Weiſe berührt 
zu haben. Dieſelben Bemerkungen gelten auch für die übrigen Abſchnitte des 
Heftes, welche die Conſumvereine, ſowie die localen Brandſchaden- und Vieh⸗ 
verſicherungsvereine behandeln. 

Die Abhilfe dagegen — und hiemit ſind wir zu dem zweiten Punlt 
unſerer Ausführungen gelangt — vermögen wir allerdings nicht darin zu ſehen, 
daß das ſtatiſtiſche Landesamt, wie dies de facto der Fall zu ſein ſcheint, 
gelegentlich der Bemeſſung der Sparcaſſenbeiträge für die Landes-Armenpflege 
die Ordnung dieſer Verhältniſſe in die Hand nimmt. Es erſcheint dazu nicht 
berufen, ja wir müſſen ſelbſt ernſten Zweifel in der Richtung erheben, ob es 
wohl daran thut, eine ſtatiſtiſche Agende, welche bisher der ſtaatlichen Statiſtik 
angehört hat, in den Bereich feiner Thätigkeit zu ziehen. Es kann doch unmög- 
lich im Intereſſe der amtlichen Statiſtik gelegen ſein, wenn von zwei Stellen 
über denſelben Gegenſtand verſchiedene Daten publicirt werden. Das richtige 
Auskunftsmittel zur Beſeitigung aller angedeuteten Mängel können wir nur in 
der Neugeſtaltung der ſtaatlichen Oberaufſicht über die Sparcaſſen erblicken, für 
deren wirkſame Durchführung eine beſondere techniſche Centralſtelle nach 
Analogie des verſicherungstechniſchen Departements im Miniſterium des Innern 
zu errichten wäre. Inzwiſchen aber wäre es Aufgabe des ſtatiſtiſchen Landes: 
anıtes, die zur Bearbeitung der Sparcaſſenſtatiſtik beruſene ſtatiſtiſche Gentral- 
commiſſion mit ſeinen Erfahrungen und Behelfen zu unterſtützen, ſtatt ihr auf 
einem Gebiete Concurrenz zu machen, welches bisher noch nicht als eine Agende 
der autonomen Verwaltung betrachtet wurde. Dr. Schm. 
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Perſonalien. 


Der Finanzminiſter hat den Hauptſteueramts⸗Controlor Emil Kofler 
zum Hauptſteuereinnehmer und den Steuereinnehmer Julius Streicher zum 
Hauptſteueramts⸗Controlor bei der Finanzdirection in Klagenfurt ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Einnehmer bei den Finanz- und gerichtlichen 
Depoſitencaſſen in Wien Ludw. Hayder, Wilh. Hartmann und Karl Lent⸗ 
ner zu Obereinnehmern ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Steuereinnehmer Alois Vernazza zum 
Hauptſteuereinnehmer und den Steuereinnehmer Joſef Bittanga zum Haupt: 
ſteueramts⸗Controlor der Finanz⸗Landesdirection in Zara ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Kanzlei⸗Official der n. 5. Finanz⸗Procuratur 
Joh. Koneeny zum Hilfsämter-Directions⸗Adjuncten ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Verwalter beim Defonomate dev nieder: 
Bee Finanz⸗Landesdirection Eduard Braun in die VIII. Rangsclaſſe 
verfetzt. 

Der Handelsminiſter hat den Poſtcommiſſär Anton Raſch in Brünn 
zum Poſtſecretär daſelbſt ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Poſtverwalter Sophron Iliutz in Czerno— 
witz zum Oberpoſtcontrolor ernannt. 8 

Der Ackerbauminiſter hat die Forſtmeiſter Richard Frank und Eugen 
Guzmann zu Forſträthen und die Forſt- und Domänenverwalter Rudolf 
Strohal und Arthur Krahl zu Forſtmeiſtern, ferner die Forſtmeiſter Karl 
Schönauer, Alois Gobanz, Karl Zeidler, Joſef Flechner, Stanislaus 
Bauner und Victor Heyn zu Forſträ hen, weiters die Forſt⸗ und Domänen: 
verwalter Albert Kaſper, Joſef Jariſch, Karl Frutſchnigg, Vincenz 
Zajaczkowski, Anton Holly, Anton Nindl, Karl Eigl, Jakob Kuſiba, 
Richard Jarmulski, Dietrich Arnold, Johann Komma, Chriſtian Brand: 
ſtetter, Heinrich Plaß, Ludwig Unger, Maximilian Pallas, Adalbert 
Schallaſchek, Fz. Rupnik, Ferdinand Söllner, Robert Fünkh, Heinrich 
Renner, Karl Hering, z. Swaton, Fz. Juza und Guſtav Klement 
zu Forſtmeiſtern ernannt. Br: ! 

Der Ackerbauminiſter hat den Forſtaſſiſtenten Ludwig Gareis zum 
Forſt⸗ und Domänenverwalter und den Forſteleven Gottlieb Kefer zum Forſt⸗ 
aſſiſtenten der Forſt⸗ und Domänendirection Salzburg ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat die Forſteleven Ferdinand Mocker und Joſef 
Fiedler zu Forſtaſſiſtenten ernannt. 


Erledigungen. 


1 Poſtaſſiſtentenſtelle bei dem k. k. Poſt⸗ und Telegraphenamte 
Semmering (Hötel) mit der XI. Rangsclaſſe gegen Caution bis 2. September. 
(Amtsblattt Nr. 176.) b . 

11 proviſoriſche ſtädtiſche Arztesftellen beim Wiener Magiſtrate 
mit 1000 fl. Jahresgehalt und 400 fl. Quartiergeld jährlich bis Ende Auguſt. 
(Amtsblatt Nr. 177.) | 

1 Rechnungsaſſiſtentenſtelle in der XI. Rangsclaſſe bei der Finanz: 
Landesdirection in Wien bis Ende Auguſt. (Amtsblatt Nr. 177.) ö 

1 Landesregierungs⸗Secretärſtelle mit der VIII. Rangsclaſſe bei 
der politiſchen Verwaltung in Kärnten bis Ende Auguſt. (Amtsblatt Nr. 178.) 


Stadtſecretfärſtelle. 


Bei der Stadtgemeinde Korneuburg iſt die Stelle des Stadtjeeretärs 
zu beſetzen. Mit dieſer Stelle ſind jene Bezüge verbunden, auf welche ein in 
Korneuburg ſtationirter k. k. Staatsbeamter der IX. Rangsclaſſe auf Grund der 
jeweiligen geſetzlichen Beſtimmungen nach Maßgabe ſeiner Dienſtzeit (Quin⸗ 
quennalzulagen) — jedoch ohne die Subſiſtenzzulage — Anſpruch hat. Der Secretär 
bezieht demnach von ſeinem Dienſtantritte an einen Jahresgehalt von fl. 1100 
und eine Activitätszulage von fl. 200 in monatlichen, im vorhinein fälligen 
Raten; außerdem hat derſelbe Anſpruch auf ein jährliches Holzdeputat von 
3 Raummetern harten und 7 Raummetern weichen Scheitholzes. Nach Ablauf 
einer 15jährigen, tadelloſen Dienſtleiſtung rückt der Stadtſecretär in die jeweiligen 
Bezüge der VIII. Rangsclaſſe und nach einer ebenſolchen 30jährigen Dienſtleiſtung 
in jene der VII. Rangsclaſſe vor. Mit dieſer Dienſtſtelle iſt der Penſionsanſpruch 
nach den jeweiligen für die Staatsbeamten geltenden Normen verbunden und 
wird die unmittelbar vorher im Staatsdienſte oder Landesdienſte zugebrachte 
Dienſtzeit bei der Penſionirung eingerechnet. Die deſinitive Anſtellung erfolgt 
nach zufriedenſtellender ſechsmonatlicher Dienſtleiſtung, während welcher es dem 
Bürgermeiſter freiſteht, den Beamten ohne Angabe eines Grundes und ohne 
weitere Entſchädigung des Dienſtes zu entlaſſen. — Im übrigen iſt die Probe⸗ 
dienſtzeit der definitiven gleichzuhalten. Bewerber um dieſe Stelle müſſen den 
Nachweis der öſterr. Staatsbürgerſchaft, der mit gutem Erfolge abgelegten drei 
juridiſchen Staatsprüfungen und der in einem öſterr. Kronlande für die politifche 


Geſchäftsführung abgelegten praktiſchen Prüfung erbringen oder ſich wenigſtens 


verpflichten, die letztgenannte Prüfung während der halbjährigen Probepraxis 
abzulegen. Die auf dieſe Weiſe inſtruirten Geſuche ſind bis längſtens zum 
20. Auguſt l. J. hieramts vorzulegen. Bewerber, welche im Staats- oder Landesdienſt 
ſtehen, erhalten den Vorzug. 
Stadtvorſtehung Korneuburg, am 1. Auguſt 1898. 
Der Bürgermeiſter: 
rhau mum. 


Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntuiſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 63 und 64 der Erkenntniſſe 1897. 
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